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Aguad: U-Boot-Besatzung ist tot
Verteidigungsminister verkündet traurige Nachricht
Angehörige der Besatzungsmitglieder in Mar del Plata. (Foto: dpa)
Buenos Aires (dpa/mc) - Argentiniens Verteidigungsminister Oscar Aguad hat erstmals offiziell vom Tod der Besatzung des vermissten U-Boots gesprochen. Bislang hatte die Marine diesen Begriff vermieden und gesagt, die Suche nach Überlebenden an Bord der seit rund drei Wochen verschollenen „ARA San Juan“ sei eingestellt worden.
Aguad bestätigte den Tod der 44 Besatzungsmitglieder am Montag als Antwort auf eine Interviewfrage, ob alle Menschen an Bord des U-Boots tot seien: „Genau, so ist es.“ Einem Bericht der Marine zufolge sei „menschliches Leben nicht vereinbar“ mit den extremen Umweltbedingungen in der Unglücksregion und der seit dem Unglück vergangenen Zeit, sagte Aguad dem Sender Todo Noticias.
Das U-Boot war am 15. November spurlos verschwunden. Es wird davon ausgegangen, dass es an Bord eine Explosion gab, womöglich wegen eines Kurzschlusses (wir berichteten). Der Minister fügte hinzu, es gebe einen Korruptionsverdacht bei Modernisierungsarbeiten, die an dem U-Boot von 2007 bis 2014 durchgeführt worden waren. Es habe Berichte gegeben, dass etwa minderwertige Materialien verwendet worden seien. Angehörige der Besatzung werfen der Marine schwere Versäumnisse vor.
Bereits vier Tage zuvor hatte die Marine die Suche nach den Überlebenden eingestellt, mit einer offiziellen Todesbestätigung aber gewartet. „In den erkundeten Gebieten wurde kein Schiffswrack gefunden, es konnte kein Kontakt mit dem U-Boot hergestellt werden“, sagte Marinesprecher Enrique Balbi. Es sei nicht möglich gewesen, das U-Boot zu lokalisieren.
„Man zerstört meine kleinste Hoffnung, die ich noch hatte“, sagte Luis Tagliapietra, der Vater eines der 44 Besatzungsmitglieder, dem Kanal TN. „Ich will die Wahrheit wissen, was passiert ist, ich glaube keine der offiziellen Hypothesen, weil sie lügen“, so der erschütterte Vater.
Am Sonnabend stellte sich ein Hinweis auf den Verbleib des U-Boots als falsch heraus. Zunächst hatten Aufnahmen und empfangene Signale auf die „ARA San Juan“ in einer Meerestiefe von 477 Metern hingedeutet. Aber Marinesprecher Balbi teilte mit, dass es sich dabei wohl um einen gesunkenen Fischkutter handeln könnte.
Unter anderem sind das argentinische Spezialschiff Víctor Angelescu und ein russisches Mini-U-Boot bei der Boot-Suche im Südatlantik im Einsatz. Die Suche nach dem U-Boot soll fortgesetzt werden, auch um endgültige Klarheit für den Grund des Verschwindens zu bekommen.
Am Mittwoch widersprach Balbi Versionen, nach der das U-Boot in den Stunden vor seinem Verschwinden acht Notrufe per Satellitentelefon getätigt habe. Dies hatte das Kommunikationsunternehmen Tecsa der Regierung mitgeteilt. Doch Balbi machte klar: „Es gab keine Notrufe.“
Argentinien
Nachholbedarf im barrierefreien Tourismus
Ein Gespräch im Kongress über Einschränkung von Menschen mit Handicap
Von Fenja Langs
Die Gruppe der Vortragenden und Interessierten an Barrierefreiheit. (Foto: fl)
Buenos Aires (AT) - Die Suche nach Erholung, das Entdecken fremder Kulturen, das Erleben neuer Abenteuer - immer mehr Menschen wollen an dem Reiseboom Anteil nehmen. Dazu gehören auch Menschen mit Behinderung, die trotz ihrer Mobilitätseinschränkungen ihre Reiseträume verwirklichen wollen. Dabei stehen sie sich jedoch einem großen Hindernis gegenüber: den auferlegten Einschränkungen durch die eigene Gesellschaft.
Die Veranstaltung “Turismo accesible: una asignatura pendiente”, die vor wenigen Tagen im Abgeordnetenhaus am „Congreso“ stattfand, handelte von dieser Problematik. Geleitet wurde die zweistündige Gesprächsrunde von der deutschstämmigen Abgeordneten Cornelia Schmidt-Liermann und ihrer Kollegin Alicia Besada. Fünf Vortragende wurden eingeladen, um ihr Statement zu diesem Thema abzugeben, aber auch, um aus eigener Erfahrung in diesem Bereich zu erzählen.
In ihren einleitenden Worten gab Alicia Besada zu verstehen, dass sich das Event nicht nur an die Leute mit Behinderungen und ihre Familienangehörigen wende, sondern auch an Tourismusverbände appellieren will. Wenn viele Menschen für einen Urlaub gewonnen werden sollen, heißt das auch: Allen Menschen muss die Möglichkeiten gegeben werden, Urlaub machen zu können. Der Schlüssel dazu lautet - Barrierefreiheit. So können Menschen mit Behinderung besser bzw. überhaupt erst reisen.
Die Tourismusbranche muss sich bewusst machen, dass sich die Touristenströme nicht nur in die Länder bewegen, die bedeutende Attraktionen aufweisen, sondern auch Dienstleistungen und ausreichende Infrastruktur zu bieten haben. Alle Vortragenden stimmten darin überein, dass ein Wandel in der Gesellschaft stattfinden müsse, um nicht nur den Tourismus, sondern auch andere öffentliche Sektoren für Menschen mit Behinderung zugänglich zu machen.
Die Präsidentin der gemeinnützigen Organisation Copidis, Mercedes Rozental, ermahnte zur Vorsicht vor einem allzu leichtsinnigen Gebrauch der Bezeichnung „Behinderung“. Zunächst werde Behinderung als alles definiert, was als Einschränkung im alltäglichen Handeln gelte und ohne Hilfe von außen nicht auskomme. „Bin ich dann aber auch behindert, wenn ich ohne die Hilfe von Google Maps nicht imstande bin, meinen Rückweg nach Hause zu finden?“, fragt die Vortragende zugespitzt. Behinderung an sich existierte dementsprechend gar nicht. Sie entstehe erst durch einen gesellschaftlichen Ausgrenzungsprozess. „Wir schreiben den Menschen in der Gesellschaft zu, ob sie behindert sind oder nicht“, so Rozental.
Wie der Spezialist Alejandro Lopez dazu auch anmerkt: „Das Problem an der Behinderung liegt nicht etwa an dem Individuum selbst, sondern vielmehr an der Gesellschaft, die einem Teil ihrer Mitglieder den Platz in der Gesellschaft verwehren.“ Die Intention der Veranstaltung, so machte Cornelia Schmidt-Liermann am Ende nochmal deutlich, liege darin, die Gesellschaft für dieses nachholbedürftige Thema zu sensibilisieren.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Messi-Bruder in U-Haft
Das Boot blutverschmiert, darin eine Waffe: Nach einem Bootsunfall ist gegen Matías Messi, den Bruder von Fußballstar Lionel Messi, Untersuchungshaft angeordnet worden. Diese Entscheidung sei am Sonntag von einem Richter in Rosario verfügt worden, berichteten die Zeitungen „La Capital“ und „La Nación“ übereinstimmend. Der 35-Jährige ist wegen seiner bei dem bisher ungeklärten Bootsunfall erlittenen Verletzungen in einem Krankenhaus in Rosario und wird dort von der Polizei bewacht. Am Samstag wurde er erfolgreich am Rücken operiert. Messi war angeblich auf dem Fluss Paraná an einem Unfall beteiligt, später wurde die Waffe in dem Boot gefunden. Der Vorwurf lautet auf den illegalen Besitz einer Waffe, dabei handelt es sich um eine Pistole. Bei unerlaubten Waffenbesitz können mindestens dreieinhalb Jahre Gefängnis drohen. Messis Familie stritt die Vorwürfe ab.
Ausbau von „Aeroparque“
Der Innenstadtflughafen von Buenos Aires „Aeroparque Newbery“ erfreut sich großer Beliebtheit. Von der am Río de la Plata gelegenen Anlage zu fliegen ist viel bequemer als vom internationalen Flughafen Ezeiza, der 22 Kilometer außerhalb der Metropole liegt. Um dem steigenden Bedarf gerecht zu werden, planen die Regierungen von Nation und Stadt, „Aeroparque“ zu vergrößern. Zu diesem Zweck soll durch Aufschüttungen dem Fluss eine Fläche von 19 Hektar abgetrotzt werden. Dafür steht ein Budget von 1,94 Milliarden Pesos zur Verfügung. Die Ausschreibungsfrist endet am 8. Januar. Durch die Maßnahme soll die Straße in einem weiteren Bogen um den Flughafen verschoben werden. Es ist geplant, den so gewonnenen Platz zur Erweiterung der Check-in-Bereiche und zur Verbesserung der Parkplatzsituation zu nutzen. Ein weiteres Projekt zur Aufwertung des Flughafens ist die Schaffung eines neuen Terminals im Norden der Anlage.
Verhaftungen bei Independiente
Verhaftungswelle beim Club Atlético Independiente. Bei insgesamt 35 Durchsuchungen nahmen die Einsatzkräfte von Bundes- und Provinzpolizei vor wenigen Tagen 22 Personen fest. Es handelt sich dabei überwiegend um Mitglieder gewaltbereiter Fanclubs („Barras bravas“). Aber auch Noray Nakis, der Erste Vizepräsident des Fußballvereins aus Avellaneda, der von dem Gewerkschaftsboss Hugo Moyano als Präsident geführt wird, war unter den Festgenommenen. Es geht um die Vorwürfe der Bildung einer kriminellen Vereinigung und Geldwäsche. Die „Barras“ sollen beispielsweise den Ticketmarkt kontrollieren und ihre so erzielten Einnahmen in einer illegalen Wechselstube, die Nakis gehört, in Dollar umgetauscht haben. Bei den Durchsuchungen stellten die Beamten 4 Millionen Pesos, Waffen, aber auch Merchandisingartikel sicher. Zu einem Schusswechsel kam es bei der Festnahme von Roberto Petrov. Der einstige langjährige Leibwächter Moyanos wehrte sich mit Waffengewalt gegen die Staatsmacht, die sich aber schließlich durchsetzen konnte.
Mehr Häftlinge
Die Zahl der Gefängnisinsassen ist in Argentinien in den vergangenen zehn Jahren überproportional gestiegen. Gab es 2006 landesweit 54.000 Personen, die in den 290 Haftanstalten der Nation und der Provinzen einsaßen, wurden 2016 76.200 registriert. Dies geht aus den Daten des Statistikdienstes des Strafvollzugs hervor. Es handelt sich um eine Zunahme von 41 Prozent. Der Anstieg ist um das Dreifache stärker als das allgemeine Wachstum der Bevölkerung, die im gleichen Zeitraum lediglich um 10,18 Prozent von 39,5 auf 43,6 Millionen stieg. Kamen 2006 in Argentinien auf 100.000 Einwohner 136 Häftlinge, waren es zehn Jahre später 175. Zum Vergleich: In Deutschland sind es 76. Gemessen an einigen anderen Ländern in Lateinamerika steht Argentinien aber noch einigermaßen gut da: In Kuba beispielsweise kommen 510 Häftlinge auf 100.000 Einwohner, in Brasilien sind es 319, in Uruguay 297 und in Chile 235. Andere Länder wie Venezuela (173), Nicaragua (171) oder Ecuador (160) haben hingegen geringfügig bessere Werte.
Spaltung der Opposition
Neue Spaltung im Peronismus: Miguel Ángel Pichetto, der bisherige Fraktionsvorsitzende der Kirchner-treuen „Siegesfront“ (FPV) im Senat, gab am Mittwoch bekannt, einen neuen Block im Oberhaus des Kongresses bilden zu wollen. In diesem wird es indes keinen Platz für Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner geben, die bei den jüngsten Kongresswahlen einen Sitz im Senat errungen hatte (wir berichteten). Pichettos neue Fraktion soll den Namen „Justizialistischer Block“ tragen und verfügt mit Verbündeten über 25 Stimmen - so stark, wie das Regierungsbündnis „Cambiemos“ mit Alliierten im Senat vertreten ist. An der Seite Kirchners verbleiben hingegen nur sieben Senatoren und Senatorinnen. Das große Thema, mit dem sich das Oberhaus bald beschäftigen muss, dürfte die Aufhebung der Immunität von Cristina Kirchner sein. Diese hat Richter Claudio Bonadio gestern im Zusammenhang mit dem Haftbefehl gegen die Ex-Staatschefin gefordert. Pichetto kündigte jedoch an, das Vorhaben nicht unterstützen zu wollen. (AT/mc/dpa)
Meinung
In eigener Sache
Von Juan Alemann
Am Mittwoch der Vorwoche wurde ich in einem Prozess freigesprochen, der vor acht Jahren eingeleitet worden war. Die Klage beruhte auf Verschleierung (“encubrimiento”) von Folter, die die Marine in der ESMA verübte. Dagegen legte ich sofort Berufung ein, und die Kammer annullierte dies. Daraufhin wurde die Klage direkt in Folter (“coacción agravada”) umgewandelt, ohne das gerichtliche Verfahren neu zu beginnen, wie es hätte sein müssen, da es sich um etwas anderes handelte. Bundesrichter Sergio Torres verfügte sofort ein Gerichtsverfahren.
Tatsache ist, dass ich niemand gefoltert habe und auch nicht bereit wäre, so etwas zu tun. Da der Tatbestand nicht existiert, gibt es keine Zeugen. Aber es gab auch keine falschen Zeugen. Alles beruht auf der Erklärung eines Montonero-Terroristen namens Lordkipanidse, der frei in der ESMA herumlief, mich dort sah und dabei die Vermutung aufstellte, das ich gekommen sei, um einen Häftling zu foltern. Und das hat Richter Torres ernst genommen.
Geschehen ist folgendes: Am 7. November 1979 wurde ich Opfer eines Attentates. Ich war damals Staatssekretär für Schatzwesen und fuhr im Dienstwagen zur Arbeit. Bei der Kreuzung der Straßen Zavala und Obligado im Stadtteil Belgrano wurde mein Auto aufgehalten und beschossen. Als erstes mit zwei panzerbrechenden Energa-Gewehrgranaten, die bei der Explosion an die tausend Grad Hitze erzeugen und eine Panzerung von 10 bis 20 Zentimeter durchschlagen können. Keiner der Schüsse traf die Windschutzscheibe, auf die gezielt worden war. Einer ging an den Kühler, der sich sofort glührot verfärbte, und der zweite an ein parkendes Auto, in dem zum Glück niemand saß. Danach wurde mit Maschinengewehren geschossen, etwa hundert Mal. Dass ich lebendig davon gekommen bin, ist ein Wunder.
Einige Monate später wurde diese Terroristenbande von den Streitkräften gefasst und endete in der ESMA. Ich war erleichtert, denn ich fürchtete, dass diese Leute ihre Arbeit vollenden wollten. Es wäre nicht schwierig gewesen, mich zu ermorden.
Daraufhin lud mich die ESMA-Leitung ein, um die Waffen zu sehen, mit denen auf mich geschossen wurde, wobei mir auch Details des Attentats erklärt wurden, die ich nicht kannte. Der Besuch beschränkte sich auf die Büros der ESMA-Direktion und dauerte etwa eine Stunde. Das Gefängnis habe ich nie aufgesucht. Den Terroristen, der auf mich geschossen hat, habe ich auch nicht gesehen, und noch weniger, gefoltert.
Der Prozess gegen mich wurde in den ESMA-Prozess eingeschlossen, obwohl mein Fall nichts damit zu tun hat. Dieser Prozess bezieht sich im Wesen auf die (später als illegal erklärte) Jagd nach Montonero- und ERP-Terroristen, der von der ESMA aus vollzogen wurde, an der ich nicht beteiligt war. Im Gegenteil: Die Montoneros haben mich gejagt. Also genau umgekehrt!
Schon vor vier Jahren, als ich vor Gericht aussagte, war den Richtern der Fall klar. Doch es hat weitere vier Jahre gedauert, bis es zu einem Urteil kam. Inzwischen stand ich unter Verdacht, einen Menschen gefoltert zu haben. Da ein Prozess wie dieser in zivilisierten Staaten unmöglich ist, haben viele Leute meine Unschuldsbeteuerung bezweifelt und wohl gemeint, ich verheimliche etwas. Die argentinische Justiz lässt eben viel zu wünschen übrig.
Die Klage gegen mich wurde vom Anwalt Eduardo Barcesat vorgebracht, der auch für Cristina K. tätig war. Wahrscheinlich hat sie ihn angewiesen, gegen mich vorzugehen, weil es ihr darum ging, auch Zivilisten für den Staatsstreich vom März 1976 verantwortlich zu machen. Doch damit hatte ich nichts zu tun.
Meinung
Im Blickfeld: #IchAuch
Von Michaela Ehammer
Die Welt ist empört! Zahlreiche Missbrauchsvorwürfe in Hollywood haben eine Welle der Entrüstung, Besorgnis und Verärgerung losgetreten. Was in der Filmmetropole als sogenannte Weinstein-Affäre begann, nimmt nun immer größere, fast unvorstellbare Ausmaße an. Jede Woche kommen neue Meldungen über sexuelle Übergriffe ans Licht. Sie hinterlassen nicht nur Wut und Scham, sondern vor allem unsichtbare Narben. Nach den Anschuldigungen gegen den Produzenten Harvey Weinstein wird die Liste der mutmaßlichen Täter auf der einen und die Liste der Opfer auf der anderen Seite immer länger. Mehr als 50 Frauen haben ihm sexuelle Belästigung, Missbrauch bis hin zur Vergewaltigung vorgeworfen. Doch das war erst die Spitze des Eisbergs. Weitere Prominente, darunter unter anderem die US-Schauspieler Kevin Spacey und Dustin Hoffman sowie Regisseur und Drehbuchautor James Toback, stehen wegen Missbrauchsvorwürfen im Fokus. Auch im Fall Roman Polanski wurde erneut reichlich Öl ins Feuer gegossen. Die Fälle des französisch-polnischen Filmregisseurs reichen zurück bis in die 70er Jahre, im August sah er sich mit neuen Missbrauchsvorwürfen konfrontiert.
Gegen den US-Fernsehstar Bill Cosby kam es in diesem Jahr bereits zum Prozess. Der 80-Jährige wird von insgesamt 60 Frauen beschuldigt, sie in den vergangenen Jahrzehnten erst mit Medikamenten betäubt und sich dann an ihnen vergangen zu haben. Das Urteil blieb jedoch aus.
Doch nicht nur Hollywood ist davon betroffen. Die sexuellen Wogen reichen auch in die Politik. Bis ins Weiße Haus. Dem Republikaner Roy Moore wird sexuelle Belästigung vorgeworfen. Lange Zeit hat Donald Trump dazu geschwiegen. Der österreichische Politiker und ehemalige Grünen-Abgeordnete Peter Pilz ist vor gut einem Monat zurückgetreten, nachdem er von einer ehemaligen Mitarbeiterin der sexuellen Belästigung in rund 40 Fällen beschuldigt wurde.
Mit dem Hashtag #MeToo (#IchAuch) geht die Debatte über Sexismus in die nächste Runde. Das US-Magazin „Time“ hat die Bewegung vor wenigen Tagen zur Person des Jahres 2017 erklärt. Die Kampagne habe eine rasante kulturelle Veränderung freigesetzt, wie es hieß. Kanzlerin Angela Merkel lobte wie zahlreiche Frauen die Wahl. Ein schonungsloser Umgang mit sexueller Belästigung, ein stärkeres Bewusstsein über Fehlverhalten innerhalb der Machtstrukturen und nicht zuletzt die öffentliche Bloßstellung mutmaßlicher Täter - das sind die Hauptthemen, die mit der #MeToo-Kampagne verbunden sind. Von der Titelseite der aktuellen „Time“-Ausgabe blicken Frauen wie Sängerin Taylor Swift, Schauspielerin Ashley Judd und Software-Entwicklerin Susan Fowler. Swift hatte im August dieses Jahres erfolgreich einen Radiomoderator verklagt, der sie am Po begrabscht hatte. Judd war eine jener Frauen, die die Affäre um Filmproduzent Harvey Weinstein losgetreten hatte. Und Fowler hatte von einer Unternehmenskultur voller Sexismus beim Fahrdienstanbieter Uber berichtet, die Firmenchef Travis Kalanick schließlich sein Amt kostete.
In den sozialen Medien stößt man auf gemischte Gefühle. „Woher soll man wissen, ob Frau sich über ein Kompliment freut oder gleich #MeToo schreit?“, schreibt beispielsweise ein Nutzer auf Twitter. „Es ist Zeit, endlich über feministischen Sexismus zu sprechen. Und über sexuelle Belästigung durch Frauen“, twitterte ein anderer. Unter den Reaktionen auf die von der US-amerikanischen Schauspielerin Alyssa Milano gestarteten #MeToo-Kampagne gegen sexuelle Übergriffe findet sich alles - verharmloster Zynismus, Wut und Verunsicherung. Eines wird im Netz jedoch sichtbar: Die Männerwelt sieht sich offenbar angegriffen - oder zumindest einer Antwort schuldig. Das beweisen auch die Hashtagkampagnen wie #IDidThat (#IchHabeDasGetan) oder #Iregret (#IchBereue), wo Männer selbst den Mut aufbringen und reihenweise beichten, sexuelle Gewalt ausgeübt zu haben.
Gibt es auch noch irgendetwas zwischen diesen Extremen? Den Raum für ein Gespräch über Grenzen und ihre Verletzung zum Beispiel? Das sind die Fragen, die sich bei der Sexismus-Debatte aufdrängen. Fragen, auf die jeder für sich eine Antwort finden muss.
Denn diese Grauzone zwischen harmlosem Flirt und sexueller Belästigung findet täglich statt, in allen Teilen der Erde. Ungebetene, fast schon beleidigende Kommentare und obszöne Blicke, die einem beinahe die Kleider vom Leibe reißen, begleiten einen auf der Straße. In der U-Bahn, im Zug oder im Bus reibt sich ein Körper ungebeten an einem anderen, um die plötzlich verspürte Lust zu befriedigen. Aufdringliche Anmache bis hin zu Pograbschen sind in Diskotheken seit jeher Gang und Gäbe. Besonders in Ländern, wo der „Machismo“ noch immer stark in der Kultur verankert ist. Diese Form von Sexismus ist ein alltägliches, gesellschaftliches Problem und nicht erst seit Hashtags sichtbar. Sehen und erleben kann solche Situationen jeder, jeden Tag. Worauf es jedoch ankommt, ist das Erkennen eines sexuellen Übergriffs als solchen und das beherzte Einschreiten - auch außerhalb der virtuellen Welt.
Meinung
Randglossen
Früher gab es in der Staatsverwaltung nur acht Minister, heute unter Präsident Mauricio Macri ganze zwanzig, darunter ein angebliches „Modernisierungsministerium“, worunter man sich gar nichts vorstellen kann. Dieser Unsinn der Staatsverwaltung soll demnächst abgeschafft werden, indem, wie es heißt, weniger Minister, Staats- und Unterstaatssekretäre, Nationaldirektoren und andere hohe Staatsverwalter verbleiben sollen. All das, wenn es tatsächlich durchgeführt werden wird, soll fühlbare Abnahmen der Staatsausgaben in Gestalt von Gehältern sowie deren Nebenkosten mit sich bringen. Der argentinische Staat beschäftigt insgesamt etwa 3,5 Millionen Mitarbeiter, etwa eine Million mehr als zuvor, wobei alljährlich zahlreiche Beamte in Pension gehen oder freiwillig ausscheiden. Hinzu kommen die sogenannten „Ñoquis“ (Gnocchis), die zwar Gehälter beziehen, aber nicht arbeiten. Macris Entscheidung, die Staatsverwaltung abzubauen, spart Ausgaben, verringert das Defizit und in der Folge die Inflation.
Warum hat er das bloß getan? Warum spricht man in Israel gar von einem Geschenk des Himmels? Trumps Gründe, Jerusalem als Israels Hauptstadt anzuerkennen, erschließen sich wohl nur ihm selbst. Vermutlich hat er eine pyromanische Ader, er zündelt gerne. Dabei befriedigt es noch mehr, wenn man wie im Nahen Osten gleich einen Flächenbrand auslösen kann. Für Israel ist Jerusalem schon seit der Gründung des Staates vor 70 Jahren natürliche Hauptstadt. Der große Rest der Welt hätte dagegen auch nichts einzuwenden, pocht aber auf eine einvernehmliche Regelung mit den Palästinensern. Trumps Entscheidung ist ein schlechter Deal. Er hat Verbündete wie Europa, die Türkei und Saudi-Arabien vor den Kopf gestoßen und das Verhältnis zu anderen Großmächten weiter belastet. Für Israel ist sie nur in sofern ein Himmelsgeschenk, wenn man an an ein Sternbild denkt: das des Großen Bären.
Trumps Unterstützung ist deshalb ein Bärengeschenk, weil sie für Israel eine Last ist. Es wertet den berechtigten Anspruch auf Jerusalem sogar ab, wenn er allein von dem Erratiker aus Washington unterstützt wird. Das bringt dem Land noch mehr Gegner. Aber vielleicht täuscht man sich ja ganz gewaltig. Vielleicht hat der US-Präsident dem israelischen Ministerpräsidenten ja die Zusage abgerungen, den Siedlungsbau zu stoppen, Teile Ostjerusalems als künftige Hauptstadt eines Palästinenserstaats zu akzeptieren, und die heiligen Stätten am Tempelberg für Juden, Muslime und Christen frei zugänglich zu machen. Doch damit würde man Trumps diplomatisches Geschick und Benjamin Netanjahus Beweglichkeit überschätzen. Und selbst wenn es so wäre, Netanjahu ist nicht dafür bekannt, dass er sich an Abmachungen hält.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im November 2017: +23,1%
Die gesamten Steuereinnahmen des Bundesstaates, einschließlich Zölle, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im November mit $ 224,46 Mrd. um 23,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, was etwa der Inflation in 12 Monaten zum November entspricht. Doch wenn man berücksichtigt, dass im November 2016 $ 13 Mrd. wegen der Weißwaschung hinzugekommen sind (die eine außerordentliche Einnahme darstellen), und diesen Betrag abzieht, dann steigt die Jahreszunahme auf 32,5%, also viel mehr als die Inflation. In 11 Monaten 2017 betrugen die Einnahmen $ 2,34 Bio., 30,6% über dem Vorjahr.
Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 47,42 Mrd, +26,4%.
- Mehrwertsteuer: $ 74,27 Mrd, +41,8%. Die vom Steueramt direkt eingenommene MWSt. stieg um 38,2% und die vom Zollamt einbehaltene um 57,8%. Letzteres hängt mit den stark gestiegenen Importen zusammen. Die Gesamtzunahme wäre noch höher ausgefallen, wenn nicht die Rückzahlungen der MwSt. an die Exporteure (für die in den Exportprodukten enthaltene MwSt.) um 210,6% gestiegen wären, von $ 201,5 Mio. auf $ 2,09 Mrd. Beiläufig sei bemerkt, dass auch die Rückvergütungen (Subventionen für industrielle Produkte als Ausgleich für intern gezahlte Steuern, die nicht von der MwSt. abgezogen werden) um 94,4% gestiegen sind, von $ 1,8 Mrd. auf $ 3,5 Mrd. Die Regierung hat sich bemüht, den zurückgebliebenen Wechselkurs auf diese Weise zum Teil auszugleichen.
- Interne Steuern (Zigaretten, alkoholische Getränke und Luxusgüter): $ 6,14 Mrd., +30,2%.
- Exportzölle: $ 4,48 Mrd., -11,7%. Hier hat sich die Abschaffung, bzw. Verringerung der Exportzölle, die die Regierung im Dezember 2015 verfügt hat, voll ausgewirkt.
- Importzölle: $ 6,84 Mrd., +49,4%
- Benzinsteuer: $ 3,82 Mrd., + 42,4%. Trotz Preiserhöhung (über die allgemeine Inflation) ist der Benzinkonsum gestiegen, was u.a. mit den hohen Verkäufen von Automobilen und Motorrädern zusammenhängt.
- Andere Brennstoffsteuern (Dieselöl u.a.): $ 1,38 Mrd.,+42,4%
- Sondersteuern auf Brennstoffe (Dieselöl, Pressgas u.a.): $ 3,09 Mrd., +22,7%
- Schecksteuer: $ 16,21 Mrd., +30,6%.
- Sozialabgaben: $ 60,84 Mrd., +29,5%. Die Zunahme erfolgt wegen Lohnerhöhungen und mehr legalen Arbeitnehmern.
Von den Steuereinnahmen vom November gingen $ 81,06 Mrd. (44,47%, +10% über dem Vorjahr) an den Nationalstaat, $ 45,01 Mrd. (26,93%, +24,69%) an die ANSeS, $ 49,43 Mrd. (27,11%, +38,2%) an die Provinzen und $ 6,76 Mrd. (0,27%, +26,9%) wurden für die AFIP u.a. Zwecke bestimmt.
Wirtschaft
Welthandelsorganisation tagt in Buenos Aires
Die Welthandelsorganisation, im Kürzel WTO (auf spanisch OMC) ist aus dem “Allgemeinen Abkommen über Zölle und Handel” (GATT, General Agreement on Tariffs & Trade) hervorgegangen, das 1947 im Rahmen der Verhandlungen in Bretton Woods, USA, zusammen mit dem Internationalen Währungsfonds und der Weltbank entstanden ist, um die Liberalisierung des Welthandels zu fördern. Doch das GATT beruhte auf freiwilligen Vereinbarungen, die nicht für Dritte bindend waren.
Bei der Verhandlungsrunde des GATT, die zwischen 1986 und 1994 in Montevideo stattfand (und deshalb “Uruguay-Runde” getauft wurde), wurde das GATT in die Welthandelsorganisation umgewandelt. Bei dieser besteht ein Regelwerk, das für alle beteiligten Länder verpflichtend ist. Wer die Regeln verletzt, wird bestraft und im Extremfall von der WTO ausgeschlossen, was bedeutet, dass alle Mitglieder in diesem Fall protektionistische Maßnahmen anwenden können, die allgemein in der WTO verboten sind. Der Übergang vom GATT auf die WTO stellt eine grundlegende Änderung des Welthandels dar. Die WTO hat 164 Mitglieder und ihr Generalsekretär ist der Brasilianer Roberto Azevedo.
Für Argentinien hat die Welthandelsorganisation eine große Bedeutung. Einmal sollte das Land die Möglichkeit einer Importbegrenzung durch Kontingente aufwerfen, die die WTO nur ausnahmsweise und für eine bestimmte Zeit duldet, obwohl die EEUU, die EU, Japan u.a. Staaten sie faktisch anwenden. Das Thema verdient eine gründliche Diskussion, und dann eine Regelung. Als zweiter Punkt sollte Argentinien das Thema der Differenz des Zollsatzes zwischen Rohstoffen und den aus diesen erzeugten Produkten aufwerfen, als so zwischen Weizen und Mehl und Teigwaren, Sojabohnen und Sojaöl und -mehl, Häuten und Leder, u.s.w. Der Zollsatz liegt bei den Industrieprodukten, bezogen auf den Mehrwert (z.B. Preis des Sojaöls bezogen auf den der Sojabohne) weit über den von der WTO zugelassenen Höchstzöllen.
Leider besteht in Außenministerium und auch allgemein in der Regierung kein Bewusstsein über diese Themen. Wird jetzt auch die Gelegenheit verpasst, die die WTO-Tagung in Buenos Aires bietet?
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,62, gegen $ 17,72 in der Vorwoche. Der Kurs lag um 8,87% über Ende Dezember, was sich mit einer Zunahme der internen Preise (Index der Konsumentenpreise) von über 21% vergleicht. Die ZB-Reserven erreichten u$s 54,82 Mrd., gegen u$s 54,66 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.10.2018 bei $ 21, was einen Jahreszinssatz von 23,54% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 1,61%, liegt jedoch um 56,46% über Ende Dezember 2016.
***
Die argentinischen Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine leichte Besserung. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: +0,05%,; Argentina 2021: +0,41%; Argentina 2026: +0,18%; Argentina 2046: +0,71%; Bonar 2024: +0,09%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 401,63 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 403,08) und bei 24 Karat zu $ 573,75 ($ 575,85).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 4.12.17 um 23,24%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um 27,11% zu. Der Rhythmus der monetären Expansion ist gegenüber den Vorwochen spürbar zurückgegangen.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 4.12.17 um 21,05% auf $ 1,84 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 43,21% auf $ 1,36 Bio zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 28,53% auf u$s 31,21 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 60,39% auf u$s 14,99 Mrd. zu. Während die Kredite im Pesobereich 73,91% der Depositen ausmachten (10 Prozentpunkte mehr als noch vor einigen Wochen), waren es im Dollarbereich nur 48%. Nach und nach nehmen die Dollarkredite zu, die gemäß ZB-Bestimmung bis zu 80% der Dollardepositen betragen können.
***
Das Straßenbauamt (Vialidad Nacional) hat die Konzession für die Betreibung der Autobahn von Ezeiza bis Cañuelas, die ein Unternehmen von Cristóbal López hatte, aufgehoben, wobei außerdem von ihm die Zahlung einer Schuld von $ 3 Mrd. gefordert wird. Die Autobahn wird jetzt von der staatlich kontrollierten “Corredores Viales S.A.” betrieben, bis ein neue Ausschreibung stattfindet. Die Regierung von Cristina Kirchner wollte den Konzessionsvertrag mit Cristóbal López Ende 2015 um 10 Jahre verlängern, was jedoch schließlich nicht zustande kam.
***
Der Construya-Index, den die großen Fabrikanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, lag im November 2017 um 31,6% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 5,7% über Oktober 2017.
***
Die Auslastung der Kapazität der Industrie lag im Oktober 2017 bei 68,3%, 2,9 Prozentpunkte über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC.
***
Im Oktober 2017 wurden in der Stadt Buenos Aires 48,1% mehr Immobilien verkauft als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Notare. Die Zahl der Übertragungen, die mit einer Hypothek verbunden waren, stieg dabei um 238,7%. In Werten waren es im Oktober $ 14,85 Mrd., 89,5% mehr als im Vorjahr.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (“estimador mensual industrial”) verzeichnet im Oktober eine Zunahme von 4,4% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat. Die ersten 10 Monate 2017 liegen somit um 1,8% über dem Vorjahr. Die Entwicklung war im Einzelnen sehr unterschiedlich. Die Bauwirtschaft verzeichnet eine interannuelle Zunahme von 25,3%, was sich direkt auf die Lieferanten von Baumaterial ausgewirkt hat. Die Kfz-Industrie weist eine interannuelle Zunahme von 25,6% auf, die Zigaretten- und Tabakindustrie eine von 17%. Auf der anderen Seite weisen die Nahrungsmittelindustrie und die Erdölraffinerien Abnahmen aus.
***
Am Freitag wurde der neue Geldschein von $ 1000 in Umlauf gesetzt. Es wird jedoch eine Weile dauern, bis er in die automatischen Bankkassen gelangt. Vorher hat die ZB schon Scheine von $ 200 und $ 500 ausgegeben. Auf diese Weise wird der Bedarf an Bargeld mit weniger Geldscheinen gedeckt, so dass die eigene Druckerei der Münzanstalt den Bedarf voll befriedigen kann und die enteignete und ihr einverleibte Ciccone-Druckerei nicht benötigt. Ohnehin geht der Zahlungsverkehr langsam auf Zahlungen über Bankkonten (Schecks, Karten, Internet-Zahlungen) über. Die Ciccone-Druckerei, die unnötige Ausgaben verursacht, sollte geschlossen und verkauft werden. Das Gebäude ist wertvoll, und die Maschinen können auch verkauft werden. Mit dem Erlös können die Entschädigungen des Personals gezahlt werden.
***
Das Gehalt für Haushaltspersonal wird im Dezember um 12% erhöht, womit die Zulage von insgesamt 24%, die im Juni verfügt wurde (mit einer ersten Zahlung von 12%), vollendet wird. Der Mindestlohn beträgt $ 8.837 pro Monat für Personal, das auswärts wohnt, und $ 71,50 pro Stunde bei Stundenarbeit.
***
Durch Beschluss 898-E/2917 des Handelssekretariates wurde der Import von elektronischen Produkten voll liberalisiert. Es handelt sich nicht um eine Verringerung der Importzölle, sondern um die Abschaffung anderer Forderungen. Die Maßnahmen bezieht sich auf Mobiltelefone, Computer, Luftkühlanlagen, Mikrowellenherde, Audio-Geräte, Fernsehgeräte, Rundfunkgeräte, u.a. Die Maßnahme wurde vorher mit den lokalen Fabrikanten und der Regierung von Tierra del Fuego vereinbart.
***
Der Senat hat das Gesetz verabschiedet, das Haushalten und Unternehmen erlaubt, Strom auf Grund erneuerbarer Quellen (hauptsächlich Solaranlagen, die auf den Dächern angebracht werden) zu erzeugen und nicht nur selber zu verbrauchen, sondern auch weiter zu verkaufen.
***
Im November 2017 wurden 71.850 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 19,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Agenturenverband Acara mit. In 11 Monaten 2017 sind es jetzt 852.126 Einheiten, 27,3% mehr als im Vorjahr. Man kann somit damit rechnen, dass es im ganzen Jahr über 900.000 sein werden, die höchste oder zweithöchste Zahl der Geschichte. Diese Eintragungen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden.
***
Im November wurden 64.731 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 40,1% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt die Motorradabteilung von Acara mit. In 11 Monaten waren es 630.148 Einheiten. Die Verwendung von Motorrädern nimmt rasant zu.
***
Die Provinz Buenos erreichte bei ihren eigenen Steuern (Bruttoumsatzsteuer, Immobiliensteuer, Kfz-Steuer und Stempelsteuer) im November einen Betrag von $ 19,53 Mrd., 40% mehr als im Vorjahr, womit schon das Plansoll für ganz 2017 erfüllt wurde, teilt das provinzielle Steueramt ARBA mit. In 11 Monaten 2017 waren es $ 198,36 Mrd. Die Bruttoumsatzsteuer stellte in 11 Monaten 72% der Gesamteinnahmen dar.
***
Der Preis für Benzin wurde am Samstag der Vorwoche um 6% erhöht, womit Superbenzin jetzt $ 22,66 pro Liter kostet, Premium-Benzin $ 26,15 und Premium-Dieselöl $ 23,18. Hier war die Zunahme etwas geringer. In diesem Jahr ist der Benzinpreis schon ca. 20% gestiegen.
***
Die argentinische Regierung hat Vertretern mehrerer internationaler Nichtregierungsorganisationen (NGO) die Akkreditierungen zur Welthandelskonferenz in Buenos Aires verweigert. Die zuständigen Stellen hätten einige Organisationen identifiziert, die vor hätten, die Veranstaltung zu stören, hieß es am Freitag in Regierungskreisen zur Begründung. Deshalb sei ihnen der Zugang verweigert worden. 650 akkreditierte NGO-Delegierte bedeuteten aber drei Mal so viele Teilnehmer wie bei der vorigen Konferenz. Die Welthandelsorganisation (WTO) bedauerte den Vorgang. Es sei das erste Mal, dass ein Gastgeberland keine NGOs zulasse, sagte WTO-Sprecher Keith Rockwell. Von 241 von der WTO akkreditierten NGOs seien 19 von Buenos Aires abgelehnt worden. Der WTO habe die Regierung keine Gründe für die Ablehnung genannt. (dpa)
***
Die AFIP hat letzte Woche eine zweite Bande aufgedeckt, die falsche (elektronische) Rechnungen ausstellte, und dabei hat Richter Javier Lopez Biscayart 70 Haussuchungen angeordnet. Es handelt sich um einen Betrag von über $ 4 Mrd., der sich auf über 45.000 Rechnungen und über 5000 Einzelfälle verteilt. Die Steuerhinterziehung liegt dabei (MwSt., Gewinnsteuer, interne Steuern und die provinzielle Bruttoumsatzsteuer) bei gut $ 2 Mrd., ein Betrag, der mit Zinsen und Bußen noch weiter steigt.
***
Der zuständige Richter (Hugo Vitale) hat dem Indalo-Konzern, von Cristóbal López und Fabián da Souza, den Konkursantrag verweigert, weil die AFIP auf der Zahlung der Schuld von Oil Combustibles wegen der illegal einbehaltenen Brennstoffsteuer besteht. Der veruntreute Betrag belief sich ursprünglich auf $ 8 Mrd. (was damals ca. u$s 1 Mrd. entsprach) und soll jetzt zwischen $ 10 und $ 12 Mrd. liegen. Wenn schließlich, als einzige Möglichkeit, der Konkurs (“quiebra”) des ganzen Indalo-Konzerns verbleibt, dann kann der Richter den Verkauf der einzelnen Unternehmen u.a. Aktiven verfügen, um mit dem Erlös zunächst die Forderung der AFIP und dann anderer Gläubiger zu befriedigen. Der Verkauf des ganzen Indalo-Konzerns an den Investmentfond OP Investments, kontrolliert von Ignacio Rosner, wird dadurch hinfällig. Zum Indalo-Holding gehören Spielunternehmen, der Fernsehsender C5N, der Rundfunksender Radio 10, Alcalis de la Patagonia und mehrere andere Unternehmen, darunter auch eines, das sich mit öffentlichen Bauten befasst.
***
Die AFIP hat den ehemaligen Direktor Ricardo Echegaray (unter der Regierung von Cristina K.) vor Gericht angezeigt, weil er die Unternehmer Cristóbal López, Fabián da Souza und Lázaro Báez, wegen Steuerhinterziehung nicht angezeigt hat, und dabei sogar im Fall von Báez dem Richter verheimlicht hat, dass der Bauunternehmer der AFIP einen hohen Betrag schuldete. Der Bericht, den die AFIP Bundesrichter Sebastián Casanello am 13. November vorgelegt hat, umfasst 31 Seiten. Der gesamte geschuldete Betrag, um den es hier geht, übersteigt $ 1,7 Mrd. AFIP-Direktor Alberto Abad hat dabei die Untersuchungen der AFIP-Abteilung von Bahía Blanca über diese K-Unternehmer wieder aufgenommen, nachdem Echegaray seinerzeit diese Regionalabteilung aufgelöst hatte, um die Großhinterzieher zu schützen. Besonders schlimm ist für Echegaray seine Zustimmung zur Einbehaltung der Steuer auf Benzin und Dieselöl durch Oil Combustibles, die dann in Raten gezahlt wurde. Doch das ist gesetzlich verboten, da die Steuer nur für Rechnung der AFIP kassiert und sofort abgeführt werden muss. Echegaray kann sich jetzt nicht entschuldigen, indem er auf Befehle von Cristina Kirchner hinweist. Denn schließlich hat er unterschrieben und die volle Verantwortung übernommen. Ihm droht eine lange Haftstrafe.
***
Die landesweite Erdölförderung lag im Oktober mit 2,4 Mio. cbm. um 4,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat. In 10 Monaten 2017 waren es 23 Mio. cbm, 7% unter dem Vorjahr. Der Rückgang entfällt hauptsächlich auf YPF, mit -5,1% im Oktober und -5,9% in 10 Monaten.
***
Die landesweite Gasförderung lag im Oktober um 4,7% über dem gleichen Vorjahresmonat und in 10 Monaten sogar um 9,8% über dem Vorjahr. Die Investitionen in traditionellen Gaslagern nehmen ab, nach dem die Regierung angekündigt hat, dass sie ab nächstem Jahr nur einen Förderungspreis für (“tight”) Gas aus Vaca Muerta zahlen werde.
***
Die Regierung hat ein Programm ausgearbeitet, um die Belegschaft des staatlichen Postunternehmens “Correo Argentino” um 1700 Personen (von insgesamt 16.600) zu verringern. Dadurch und durch andere Kostenkürzungen soll das Defizit 2018 um $ 1,5 Mrd. verringert werden. Zwischen 2004 und 2015 war die Belegschaft von 12.000 auf 17.000 Personen erhöht worden, wobei schon die Ausgangszahl zu hoch war. 2016 hat das Postunternehmen einen Zuschuss vom Schatzamt von $ 2,02 Mrd. erhalten, und dieses Jahr werden es $ 3,5 Mrd. sein. Das Grundproblem der Post, das auch private Postunternehmen betrifft, besteht darin, dass Briefe durch Internetsendungen ersetzt wurden.
***
Das private Postunternehmen OCA, das einem Strohmann des Gewerkschafters Hugo Moyano gehören soll und außerdem den größten Anteil an den Arbeitnehmern der Lastwagengewerkschaft hat, die von Hugo Moyano und seinem Sohn kontrolliert wird, hat erreicht, dass der für den Konkursantrag zuständige Richter von Lomas de Zamora das Konkursverfahren eingeleitet hat. Das hat zunächst zur Folge, dass die Beschlagnahme von über $ 1 Mrd., die die AFIP verfügt hat, rückgängig gemacht wird. Das bedeutet jedoch nicht, dass das Unternehmen, das eine Belegschaft von ca. 7000 Personen hat, weiter bestehen kann. Doch der Fall mit der AFIP ist nicht klar, weil die Beschlagnahme sich auf den Betrag bezog, der auf nicht gezahlte Arbeitnehmerbeiträge zur ANSeS entfällt. Hier handelt es sich um einen strafbaren Tatbestand, der nicht als normaler Verzug der Zahlung von Steuern eingestuft wird, weil es sich um Mittel handelt, die Dritten (den Arbeitnehmern) gehören.
***
Die Produktion von Automobilen, Lastwagen und Nutzfahrzeugen erreichte im November 2017 45.228 Einheiten, 3,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 3,1% über Oktober 2017, teilt der Verband der lokalen Fabrikanten Adefa mit. Die Lieferungen an die Agenturen lagen mit 78.631 Kfz. um 26% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 5,7% über Oktober. Der Export erreichte 19.122 Einheiten, 11,2% unter dem Vorjahr und 9,7% unter Oktober. Somit betrugen die Importe (ohne Änderungen der Lagerbestände zu berücksichtigen) 50.525 Einheiten, 2,64 Mal so viel wie die Importe. Das bisherige System des kompensierten Austausches (das beim Kfz-Handel mit Brasilien gilt und formell nicht außer Kraft gesetzt wurde) sieht vor, dass die Importe höchstens 50% über den Exporten liegen dürfen. In 11 Monaten 2017 betrug die lokale Produktion 438.689 Einheiten, die Lieferungen an Agenturen 793.495 Einheiten und die Exporte 191,385 Einheiten, so dass 546.002 Kfz. importiert wurden, 2,85 Mal so viel wie die Exporte.
***
Die Kredite der Banken für die Finanzierung von Eigenwohnungen, die fast alle mit dem UVA-Index berichtigt werden, wiesen im November insgesamt einen Betrag von $ 114 Mrd. aus, 96,82% über dem gleichen Vorjahresmonat. Im November wurden Hypohtekarkredite für $ 9,53 Mrd. erteilt, gegen $ 1,02 Mrd. im November 2016 und $ 3,33 Mrd. im Juni 2017. Die Zunahme war in den letzten Monaten explosiv.
***
Der landwirtschaftliche Verband Aapresid, der Landwirte umfasst, die direkte Aussaat befürworten (bei der nur eine Ritze in den Boden gemacht wird, statt ihn zu pflügen) hat von der FAO (die Organisation der Vereinten Nationen für Ernährung und Landwirtschaft) den “World Soil Prize” im Rahmen der Weltallianz für die Erhaltung des Bodens erhalten, als Anerkennung für die Tätigkeit des Verbandes, um Anbaumethoden durchzusetzen, die den Boden schützen. Argentinien ist bei der direkten Aussaat weltweit führend. Doch die direkte Aussaat bedarf auch des Einsatzes von Unkrautvernichtungsmitteln, wie das Glyphosat, das von Umweltorganisationen beanstandet wird, obwohl es keine dauerhafte Wirkung hat und keinen nachgewiesenen Gesundheitsschaden verursacht.
***
Die Außenhandelskommission der Regierung der Vereinigten Staaten hat bestimmt, dass der Import von Biodieselöl aus Argentinien und Indonesien die US-Industrie in unzulässiger Weise schädigt, und hat daraufhin einen Dumpingzoll von 120% für 5 Jahre verfügt. Faktisch sind die argentinischen Exporte von Dieselöl nach den USA seit August 2017 gesperrt, als ein Zollsatz von bis zu 64% eingeführt wurde, der im November 2017 auf 72% erhöht wurde. Argentinien verliert dabei Exporte, die 2016 1,6 Mio. Tonnen erreicht hatten. Das Argument für die Dumpingerklärung besteht darin, dass Sojabohne mit einem Exportzoll von 30% belastet wird, während das Dieselöl aus Sojabohne keinen Exportzoll hat und außerdem eine Rückvergütung erhält.Somit wird das Dieselöl mit einem künstlich verbilligtem Rohstoff erzeugt und außerdem subventioniert.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Brasilien wurden im November 2017 249.089 Kfz. erzeugt, 15,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband Anfavea mit. Die Lieferungen an Agenturen betrugen 182.631 Einheiten, 15,8% über dem Vorjahr. Die Exporte lagen mit 73.073 Einheiten um 28,8% über dem Vorjahr. In 11 Monaten 2017 wurden 2,48 Mio. Kfz. erzeugt, 27,1% über dem Vorjahr, wobei die Lieferungen an die Agenturen um 9,8% und die Exporte um 53,3% stiegen. Bei den Exporten handelt es sich hauptsächlich um Lieferungen nach Argentinien.
***
Die brasilianische ZB hat den Referenzzinssatz diese Woche von 7,5% auf 7% gesenkt, den niedrigsten Stand der Geschichte. Es handelt sich um die zehnte Senkung in Folge, wobei der Rückgang insgesamt 7,25 Prozentpunkte ausmacht.
***
Im Kampf gegen die Inflation und eine drohende Staatspleite will Venezuelas Staatschef Nicolás Maduro mit einer neuen Digitalwährung für Entlastung sorgen. In seiner TV-Sendung „Domingos con Maduro“ kündigte er am Sonntag die Einführung einer Kryptowährung mit Namen „Petro“ an - das ist eine Kurzform für das Wort „Erdöl“. Das Land hat die größten Ölreserven der Welt. Die virtuelle Währung solle abgesichert werden mit den Ölreserven, Mineral- und Diamantvorkommen. Er wolle mit der virtuellen Währung „den Finanzkrieg“ bekämpfen, den die USA und ihre Alliierten gegen die Sozialisten angezettelt hätten. Mehrere Ratingagenturen sehen bereits eine Teil-Pleite in Venezuela. (dpa)
***
VW prüft Entschädigungen wegen der Vorkommnisse während der Militärdiktatur in Brasilien. Das Tochterunternehmen Volkswagen do Brasil sei derzeit in konstruktiven Gesprächen mit Opfern der Diktatur und mit der brasilianischen Generalstaatsanwaltschaft, teilte der Konzern am Freitag mit. Bei den Verhandlungen mit den Behörden gehe es auch um einen finanziellen Vergleich. Volkswagen wird vorgeworfen, schwarze Listen erstellt, Repressionen gedeckt und Informationen über subversive Aktivitäten von Mitarbeitern übermittelt zu haben. (dpa)
***
In Brasilien verzeichnet die Industrie im Oktober eine interannuelle Zunahme von 5,3%, berichtet das Statistische Amt (IBGE). Die Produktionserhöhung beruht zum Teil auf einer höheren Lastwagenproduktion, wobei hier auch die Exporte nach Argentinien eine Wirkung haben. Bei dauerhaften Konsumgütern lag die Zunahme bei 17,6%, bei Kapitalgütern bei 14,9%.
***
Bolivien und Brasilien haben sich auf den Bau einer gemeinsamen Bahnlinie durch Südamerika geeinigt. Bei einem Treffen in der brasilianischen Hauptstadt Brasilia am Dienstag unterzeichneten der bolivianische Präsident Evo Morales und sein brasilianischer Amtskollege Michel Temer ein Abkommen für die transkontinentale Bahnstrecke. Der sogenannte „Bioceanico“ soll auf einer Strecke von etwa 3750 km vom Atlantik bis zum Pazifik führen. Nach aktuellem Entwurf soll die Verbindung in der brasilianischen Hafenstadt Puerto Santos beginnen, den Amazonas und die Anden überqueren und an der peruanischen Küstenstadt Ilo enden. Nach Schätzungen Boliviens kostet der Bau umgerechnet rund E 12 Mrd. Der Streckenausbau soll fünf Jahre dauern und 2019 beginnen. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
SodaStream
Dieses weltweit führende Unternehmen auf dem Gebiet der Erzeugung und des Vertriebs von besonderen Flaschen, die erlauben, in den Haushalten Sodawasser zu erzeugen, hat sich jetzt in Argentinien mit einer Investition von $ 600 Mio. (in mehreren Jahren) niedergelassen. Die Firma stammt aus Israel und hat einen Gesamtwert von u$s 1,2 Mrd. Nach Argentinien beabsichtigt das Unternehmen sich auch in Brasilien, Chile und Kolumbien niederzulassen, gab der Exekutivdirektor Daniel Birnbaum bekannt.
Banco Ciudad
Diese Bank, die der Stadt Buenos Aires gehört, hat Obligationen für $ 4,5 Mrd. untergebracht, davon $ 4,04 Mrd. auf 60 Monate mit 3,99 Prozentpunkten über dem Badlar-Satz und $ 455 Mio. auf 24 Monate, mit 2,99 Prozentpunkten über dem Zinssatz für Fristanlagen von hohem Umfang.
Aerolíneas Argentinas
Der Leiter der staatlichen Luftfahrtunternehmens, Mario Dell’Aqua, erklärte, die Flotte von 22 Embraer-Maschinen (die in Brasilien erzeugt wurden) werde durch neue Boeing 737-800 ersetzt. Dies soll ab Januar während 5 Monaten erfolgen. Dabei soll die Zahl der verfügbaren Sitzplätze für Passagiere auf den Strecken, die mit Embraer-Maschinen bedient werden, verdoppelt werden. Die Embraer-Flugzeuge haben 92 Sitzplätze und die Boeings 180.
Tecpetrol
Dieses Erdölunternehmen des Techint-Konzerns hat diese Woche Obligationen für u$s 500 Mio. auf 5 Jahre zu 4,675% auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht, der für die Finanzierung der Entwicklung des Gaslagers Piedra, im Gebiet von Vaca Muerta, bestimmt ist, für die insgesamt eine Investition von u$s 2,3 Mrd. vorgesehen ist. Die Offerten waren fünf Mal so hoch wie die Zuteilung. Der Zinssatz ist der niedrigste, den ein argentinisches Unternehmen bisher gezahlt hat. Wie weit der Techint-Konzern hier eine internationale Garantie gestellt hat, wurde nicht mitgeteilt.
Cresud
Dieses Landwirtschaftsunternehmen des von Eduardo Elzstain kontrollierten Konzerns (dessen Kernunternehmen IRSA ist) hat die Milchproduktion aufgegeben, nachdem am Mittwoch die letzten 700 Milchkühe verkauft wurden. In den Monaten Juli, August und September 2017 hatte Cresud noch 2,69 Mrd. Liter Milch erzeugt, was jedoch 34% weniger als in der gleichen Vorjahresperiode war. 2016 widmete das Unternehmen noch 2273 ha der Milchwirtschaft, während es Ende September 2017 nur noch 240 ha waren. Auf der anderen Seite hat die Firma ihre Rinderwirtschaft ausgebaut und ist auch in Brasilien in diese Tätigkeit eingestiegen.
Molinos Fenix
Dieses großmühlenunternehmen, mit zwei Weizenmühlen in Córdoba, hat jetzt eine weitere Mühle von der Firma Basile für u$s 8,8 Mio. gekauft, die sich in Salto, Provinz Buenos Aires, befindet. Abgesehen davon hat die Firma einen Expansionsplan bei ihrer Anlage für balancierte Nahrungsmittel für Tiere in Villa María (Córdoba) aufgenommen. In der letzten Jahresbilanz zum 31.8.17 erzielte Molinos Fenix einen Gewinn von $ 11,3 Mio., gegen $ 7,5 Mio. im Vorjahr.
Wirtschaftsübersicht
Die formelle und die faktische Arbeitsreform
Die Regierung hat ein Gesetzesprojekt über eine Reform des Arbeitsrechts im Kongress eingebracht, das auch in seiner ursprünglichen Fassung bescheiden war. Dann wurde es der Gewerkschaftszentrale, die CGT, vorgelegt, die einige Änderungen forderte, die aufgenommen wurden. Die andere Gewerkschaftszentrale, die kirchneristische CTA, die jedoch nur Lehrer und einen Teil der Staatsangestellten vertritt, war selbstverständlich gegen die Reform, und einige andere Gewerkschaftler auch. Es ist anzunehmen, dass das Reformgesetz im Kongress genehmigt wird, hoffentlich nicht mit weiteren Konzessionen an kritische Gewerkschafter, die im Wesen nur die Weißwaschung der Schwarzarbeit begrüssen, die ihnen mehr Mitglieder und mehr Geld bringt.
Es ist ein kleiner Fortschritt, der zu den anderen hinzukommt, die schon erzielt worden sind, nämlich die Reform des Gesetzes über Arbeitsunfälle und -krankheiten, und die Änderungen, die den Arbeitsverträgen bei den Erdölarbeitern von Vaca Muerta und danach in mehreren anderen Fällen eingefügt worden sind. Was bei der Reform der Versicherung von Arbeitsunfällen und -krankheiten noch fehlt, ist dass sich sämtliche Provinzen anschließen. Bisher gilt das Gesetz nur für die Bundeshauptstadt, Córdoba und Mendoza, wobei es hier schon zu einer drastischen Verringerung der Prozesse geführt hat. Die guten Beziehungen zu den Gouverneuren, die Macri jetzt erreicht hat, sollten diese auch zwingen, Druck auf ihre Parlamente auszuüben, damit sie dem Gesetz zustimmen.
Die Regierung hat eine Politik der kleinen Schritte eingeleitet, mit der zunächst die Zahl der Arbeitsprozesse stark verringert, und eine gewisse Flexibilität erreicht wird. Es fehlt noch viel, um eine moderne Arbeitsgesetzgebung zu erreichen, die die Vollbeschäftigung möglich macht, und die Konkurrenzfähigkeit wesentlich erhöht.
Eine Fortführung der Reform wird eigentlich durch die Realität erzwungen. Die technologische Revolution führt faktisch auf breiter Ebene zu Neuerungen bei der Arbeitsordnung, wobei viele Tätigkeiten ganz anders verrichtet werden, und sich der Arbeitnehmer an dies anpassen muss, auch ohne einen gesetzlichen Rahmen.
Die Revolution, die der Computer und das Internet schaffen, stellt auch das Thema der Fernarbeit auf, die gesetzlich noch nicht geregelt ist. Das kann zu Konflikten führen, weil in diesem Fall die Arbeit nicht zeitlich definiert wird, sondern auf Grund der Erfüllung bestimmter Aufgaben, was im Gesetz nicht vorgesehen ist. Die Verrichtung der Arbeit in der Wohnung des Arbeitnehmers spart diesem die Transportzeit zum Arbeitsplatz und die entsprechenden Fahrtkosten, erlaubt Frauen, sich gleichzeitig um ihren Haushalt (und besonders um kleine Kinder) zu kümmern, und spart den Unternehmen Platz und weitere Kosten, die mit der Präsenz eines Arbeitnehmers verbunden sind. Außerdem wird dadurch der öffentliche Verkehr entlastet. Ein guter gesetzlicher Rahmen würde die Entwicklung in diesem Sinn beschleunigen. Das kommt bestimmt in absehbarer Zeit, einfach weil es die Wirklichkeit fordert.
Bei der Arbeitsordnung kommt es auch sehr darauf an, wie die Richter die Gesetze auslegen. Der Umstand, dass viele Arbeitsrichter eng mit den Gewerkschaften verbunden sind, beeinflusst ihre Urteile. Noch schlimmer ist die Korruption, die hier besteht, wenn Arbeitsanwälte mit den Richtern unter einer Decke sitzen. Als erstes sollte die AFIP die Steuererklärungen der Arbeitsrichter untersuchen. Denn bei vielen dürfte die Lage nicht viel anders als beim Richter Eduardo Freiler liegen, der vom Richterrat abgesetzt wurde, weil er ein Vermögen von umgerechnet einer Million Dollar nicht erklären konnte. Dieses Geld hat er eben durch Schmiergelder u.dgl. erhalten. Und dann müssen die Anwälte, die Unternehmen verteidigen, systematisch die Fälle beim Richterrat anzeigen, bei denen ein Arbeitsrichter nicht objektiv geurteilt hat, sondern mit falschen Argumenten und erfundenen Tatsachen den Kläger begünstigt hat.
Die Arbeitsanwälte, die Unternehmen beraten, an erster Stelle Julián de Diego und Daniel Funes de Rioja, halten den Vorstoß der Macri-Regierung für einen bedeutenden Fortschritt, weisen aber auch darauf hin, das noch viel fehlt, und dass es in vielen Ländern, vor allem in der EU, in den letzten Jahren schon Reformen gegeben hat, die sich auf Jahre hinaus erstreckt haben und noch nicht vollendet sind, die in die Richtung gehen, die die moderne Welt erfordert. Das aggressive Auftreten von China als Anbieter von Industrieprodukten, hat die Industriestaaten allgemein unter Zugzwang gesetzt. Die höheren Löhne, die sie zahlen, erfordern eben eine entsprechend höhere Produktivität, um konkurrenzfähig zu bleiben. Argentinien wird Schwierigkeiten haben, sich in die Welt einzugliedern, wie es Präsident Macri vorhat, wenn sich die Arbeitsgesetzgebung und die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und -nehmern sich nicht den international geltenden Normen anpassen. Auch Argentinien steht unter Zugzwang.
Doch die genannten Arbeitsanwälte vertreten meistens größere Unternehmen, und lassen daher die Problematik der Kleinunternehmen bei Seite. Auch die Arbeitsgesetzgebung ist im Prinzip für Großunternehmen gedacht. Dabei sind diese Pymes genannten Unternehmen für gut 80% der privaten Beschäftigung verantwortlich. In diesen Unternehmen werden viele Dinge schon faktisch angewendet, die die Regierung in die neue Reform aufnehmen wollte, wie die Verrechnung von Überstunden mit weniger gearbeiteten Stunden an anderen Tagen. Dies geschieht dabei meistens auf Initiative der Arbeitnehmer, die gelegentlich einige freie Stunden oder einen freien Tag benötigen, um privaten Interessen nachzugehen, und nichts dagegen haben, dies dann mit mehr Arbeitsstunden auszugleichen, wenn diese für das Unternehmen notwendig sind. Ebenfalls ist es bei Kleinunternehmen üblich, dass ein Arbeitnehmer mehrere Tätigkeiten verrichtet, und stets dort eingesetzt wird, wo seine Arbeit notwendig ist. Schließlich halten sich die Kleinunternehmen auch nicht an die Löhne, die der Arbeitsvertrag der Branche bestimmt. Dabei zahlen sie oft auch mehr, einfach weil der Arbeitnehmer die Arbeit besser verrichtet, oder weil er eine grössere Verantwortung hat, oder weil es sich um eine schwierige Arbeit handelt.
Gelegentlich muss die Arbeitsgesetzgebung diese Vielfalt der Situationen aufnehmen. In diesem Sinn müsste die Bestimmung wieder eingeführt werden, die das sehr gute Gesetz von Präsident Fernando de la Rúa enthielt, dass Unternehmensabkommen Vorrang vor Branchenabkommen haben. Das wurde auf Druck der Gewerkschaften abgeschafft. Und dann müsste das Gesetz auch bestimmen, dass kleine und mittlere Unternehmen eine Entlassungsentschädigung in Raten zahlen können. Denn für Großunternehmen ist ein konkreter Fall kein Problem, weil in der Kalkulation ein Gesamtbetrag für diesen Zweck vorgesehen ist. Aber bei Kleinunternehmen gibt es keinen statistischen Ausgleich, so dass eine Entschädigung gelegentlich nicht gezahlt werden kann und im Extremfall den Konkurs und die Schließung herbeiführen kann.
Worüber niemand spricht, ist über die Entlassungsentschädigung als solche. Dass die Berechnung jetzt in einer Form erfolgen soll, die den Betrag beschränkt und Konflikte vermeidet, ist der kleinere Teil des Problems. Grundsätzlich sollte die Frist, während der es keine Entschädigung gibt, bei neu eingestellten Arbeitnehmern von gegenwärtig drei Monaten (und in einigen Fällen weniger) auf zwei Jahre verlängert werden. Das würde erlauben, auch Arbeitsplätze zu besetzen, die nicht stabil sind oder bei denen die Stabilität nicht gesichert ist. Lieber eine instabile Arbeit als gar keine, oder als Schwarzarbeit.
Die Regierung will jetzt auch mit der Bindung der Lohnerhöhungen an die Inflation aufhören. Das ist zum Teil schon geschehen, was zu einem allgemeinen Rückgang des Reallohnes geführt hat, den die Gewerkschaften murrend hingenommen haben. Doch in vielen Fällen wurde (und wird) eine Klausel eingebaut, die bestimmt, dass die Differenz zur Inflation gezahlt wird, wenn die vereinbarte Lohnerhöhung unter der Inflation liegt. Das muss noch abgeschafft werden. Abgesehen davon, will die Regierung offensichtlich auch stärker in die Bestimmung der Lohnerhöhungen eingreifen. Denn das bestehende System der Bestimmung der Lohnerhöhungen durch freie Verhandlung zwischen Arbeitgebern und -nehmern führt meistens dazu, dass die Lohnerhöhungen auf die Preise abgewälzt werden, so dass schließlich der Konsument, der bei der Verhandlung nicht vertreten ist, die Rechnung zahlt.
Die Regierung will jetzt angeblich die Erhöhung für nächstes Jahr auf 17% beschränken, und im staatlichen Bereich weniger. Doch dazu genügt es nicht, wenn den Unternehmern Rückendeckung gegeben wird. Es müsste bestimmt werden, dass bei den Verhandlungen auch ein Vertreter des Produktionsministeriums anwesend ist, der ein Vetorecht hat, wenn die Erhöhungen auf die Preise abgewälzt werden. Denn schließlich ist es Aufgabe der Regierung, die Konsumenten zu verteidigen. Dies könnte zunächst per Notstandsdekret verfügt werden, auch wenn dann das Vetorecht beanstandet wird. Allein die Präsenz eines Regierungsbeamten kann Exzesse verhindern, und vor allem, den Unternehmern Rückendeckung geben, die sie normalerweise nicht haben. Eventuell können dann zusätzliche Lohnerhöhungen an Effizienzfortschritte gebunden werden. Ohne eine Beschränkung der Lohnerhöhungen ist ein Rückgang der Inflationsrate, wie ihn die Regierung vorhat, einfach nicht möglich.
Auf dem Gebiet der Arbeitsbeziehungen und des Arbeitsrechts befindet sich sehr viel in Gang, viel mehr, als sich die Öffentlichkeit bewusst ist. Dass nicht alles auf einmal geschehen kann, ist selbstverständlich. Präsident Macri ist sich des Problems grundsätzlich bewusst, auch wenn ihm viele Einzelheiten entgehen. Und die Welt geht in eine Richtung, die Argentinien schließlich mitreißt.
Wirtschaftsübersicht
Die reale Erhöhung der Energiepreise
Die Tarife für Strom und Gas waren unter den Kirchnerregierungen systematisch hinter der allgemeinen Teuerung und Kostenzunahme zurückgeblieben. Das war eine Form der künstlichen Erhöhung des Realeinkommens der Bevölkerung, die zu zunehmenden Subventionen dieser Bereiche zwang, und die Staatskasse in einem Umfang belastete, der nicht tragbar war. Die Macri-Regierung musste sich von Anfang an bemühen, dies zu korrigieren, was nicht einfach war. Die Erhöhung der Energiepreise über die allgemeine Inflation hinaus stellt eine Änderung der relativen Preise dar, und dies wirkt inflationär und verringert das für den Konsum im allgemeinen verfügbare Einkommen, was eine rezessive Wirkung hat.
Die volle Deckung der Kosten (einschließlich des Gewinnes der Unternehmen, die die Energie liefern) ist faktisch kaum möglich. Die Wirtschaft verträgt diesen Schock nicht. Deshalb geht die Regierung in Etappen vor, und auch das ist nicht einfach. Ab Dezember 2017 wurde der Preis für Strom und Gas in der Bundeshauptstadt und 24 Bezirken der Umgebung (das als Groß-Buenos Aires bezeichnete Gebiet) erneut stark erhöht. Die Kunden der Verteilungsunternehmen Edenor und Edesur werden ab 1. Dezember 2017 durchschnittlich 41% mehr zahlen, wobei dann im Februar 2018 weitere 18% hinzukommen, was insgesamt etwas mehr als 66% ausmacht.
Die Zunahme ist im Landesinneren, wo die Tarife schon höher sind, viel geringer. Laut Minister Aranguren sind es durchschnittlich 19% ab Dezember und 12% ab Februar, was insgesamt 34% ausmacht. Die hohe Tarifdifferenz zwischen Groß-Buenos Aires und dem Rest des Landes wird erneut verringert, was logisch ist, da es nicht sinnvoll ist, dass die Gegend mit dem höchsten pro-Kopf-Einkommen am meisten subventioniert wird.
Die Tarifzunahme wirkt sich auf den Index der Konsumentenpreise aus, was ein Problem schafft, umso mehr, als dieser Index eine Bedeutung wie nie zuvor erlangt hat. Nicht nur Löhne, sondern auch Wohnungskredite und die Preise vieler Güter und Dienstleistungen nehmen diesen Index als Referenz. Deshalb ist es so wichtig, dass der Index der Konsumentenpreise auf nationaler Ebene ermittelt wird, und nicht, wie es traditionell der Fall war, nur für Groß-Buenos Aires. Denn dann ist die Wirkung der Erhöhungen in diesem Gebiet auf den Index viel geringer. Die Regierung von Cristina K. hatte die Indexberechnung schon auf das ganze Land ausgedehnt, doch das wurde zunächst von der neuen INDEC-Leitung (unter Jorge Todesca) nicht beibehalten. Erst seit einigen Monaten ist der Index wieder national. Allein, auch so wird mit einer Zunahme der Preise im Dezember von bis zu 3% gerechnet, aber auch, weil zum Jahresende weitere Preissprünge hinzukommen, besonders von Gütern, die mit dem Konsum von Weihnachten und Neujahr und der Sommersaison zusammenhängen.
Die Zunahme des Stromtarifs betont die Progressivität. Bei niedrigem und mittlerem Stromkonsum steigt der Tarif um 55,34% bis 67,3% (und weniger beim Sozialtarif, der für Haushalte mit einem minimalen Konsum gilt), bei hohem um 101,12%. Dies geschieht nicht nur nur im Sinn der stärkeren Belastung wohlhabender Familien, sondern auch, weil in diesen Fällen der Stromkonsum durch Sparmaßnahmen verringert werden kann. Macri hat gleich am Anfang seiner Regierung darauf hingewiesen, dass Klimaanlagen bei 24 Grad (was durchaus genügt, um eine angenehme Temperatur zu erhalten) viel weniger konsumieren als bei 18 Grad. Aber außerdem werden oft Räume gekühlt, in denen sich niemand befindet (in denen auch das Licht nicht ausgemacht wird). Ein höherer Tarif führt dazu, dass sich die Familien überlegen, wie sie beim Stromkonsum sparen können. In diesen Sinn haben die Fabrikanten von Kühlschränken, Waschmaschinen, elektrischen Thermotanks und elektrischen Haushaltsgeräten im allgemeinen sich um einen geringeren Stromkonsum bemüht, und waren dabei sehr erfolgreich. Bei einem höheren Tarif wird sich mehr als einer überlegen, dass es ihm konveniert, auf eine stromsparende Anlage überzugehen.
Die Regierung ist sich bewusst, dass die Befriedigung des Stromkonsums nicht nur durch Investitionen in Kraftwerke und im Verteilungsnetz erreicht wird, sondern auch durch einen sparsameren Konsum. Das betrifft nicht nur Haushalte, sondern auch Unternehmen und auch die öffentliche Verwaltung. Z.B. führt der Übergang auf LED-Lampen bei der öffentlichen Beleuchtung, der sich allgemein in Gang befindet, zu einer bedeutenden Stromersparnis. Gesamthaft entspricht die mögliche Ersparnis bei Haushalten, Unternehmen und der öffentlichen Verwaltung, die kurzfristig erreicht werden kann, einer Kraftwerkskapazität von über 2.000 MW., die Milliarden Dollar kostet.
Der höhere Tarif ist auch ein Ansporn für die eigene Stromerzeugung von Haushalten, im Wesen durch Solarplatten, die auf den Dächern angefertigt werden. Das neue Gesetz, das nicht nur dies erlaubt,sondern auch den Verkauf von überschüssigem Strom vorsieht, ist ein Schritt in dieser Richtung. Diese Eigenproduktion ist insofern wirtschaftlich, als die Kosten der Stromverteilung entfallen. Aber dabei sind auch Batterien erforderlich, weil der Strom bei Solaranlagen tagsüber erzeugt aber bei Dunkelheit verbraucht wird. Die Entwicklung von Lithiumbatterien kommt hier zum richtigen Zeitpunkt.
Beim Gas ist die Tariferhöhung degressiv: bei niedrigem Konsum beträgt sie 58,27%, bei mittleren 44,34% und bei hohem 40,24%. Doch diese Zunahmen werden oft durch den Umstand verfälscht, dass es bei Apartmenthäusern Zentralheizung mit Gas gibt, die einheitlich berechnet wird, statt auf die einzelnen Wohnungen aufgeteilt zu werden. Bei den Haushalten stellt die Gasrechnung in der Regel höchstens 10% der Stromrechnung dar.
Beim Gas geht es der Regierung vornehmlich darum, die lokale Förderung zu erhöhen, da gegenwärtig 25% des Konsums durch Importe gedeckt wird, die zum Teil aus Bolivien und zum Teil per Schiff in Form von Pressgas (GLC) gedeckt werden. Es ist anzunehmen, dass das Schiefergasgebiet Vaca Muerta zunehmend zur lokalen Gasproduktion beiträgt. Dieses Gas ist zwar wesentlich teurer, als das aus traditionellen Lagern, aber viel billiger als das importierte Pressgas.
Wie weit die Kosten bei Strom und Gas jetzt durch den Tarif gedeckt werden, wurde nicht bekanntgegeben. Es dürfen jedoch beim Strom kaum 50% sein, und bei Gas eventuell etwas mehr. Die Belastung der Staatskasse durch diese Subventionen hat zwar ab Dezember 2015 stark abgenommen, ist aber immer noch sehr hoch, was eine spürbare Senkung der Steuerbelastung, wie sie notwendig ist, erschwert. Am schlimmsten liegt der Fall jedoch beim städtischen Personentransport, und bei diesem ganz besonders bei den Vororteisenbahnen, wo der Tarif keine 20% der Kosten deckt. Das soziale Problem ist in diesem Fall viel schwieriger als bei Strom und Gas.
Bei der Energiepolitik der Macri-Regierung geht es nicht nur um die Verringerung der Subventionen und einen sparsameren Konsum, sondern auch darum, dass die Unternehmen die notwendigen Mittel erhalten, die sie für Instandhaltung und einen guten Dienst benötigen. Ebenfalls muss der Tarif Investitionen anspornen, was bedeutet, dass Unternehmen bei der Erzeugung, dem Ferntransport und der Verteilung einen Gewinn erzielen. Dieser hat beim Tarif auf alle Fälle eine minimale Bedeutung. Was hier noch fehlt, ist eine Rahmenordnung, die genaue Spielregeln festsetzt. Es genügt nicht, dass die Leitung der Unternehmen sich jetzt gut mit den zuständigen Beamten versteht, und dass die Regierung ein rationelles Konzept hat. Private Investitionen bedürfen einer dauerhaften Rechtssicherheit. Dass der Staat gegenwärtig den größten Teil der Investitionen der Stromwirtschaft trägt, stellt für die Staatsfinanzen eine schwere Belastung dar.
In Bezug auf Energie kommt jetzt noch ein neues Problem hinzu: Die Windkraftwerke, die Sonnenanlagen u.a. Formen der sogenannten “erneuerbaren Energien” haben höhere Kosten pro KwSt. als die traditionellen Wärme- und Wasserkraftwerke, so dass die durchschnittlichen Kosten für Strom real steigen. Und das bedeutet entweder noch höhere Tarife oder mehr Subvention. Damit dieses Problem nicht akut auftritt, müssen die Zinsen niedrig sein. Und in diesem Sinn fehlt noch viel.